Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2466 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Baron von Wrangel, Dr. Czaja, 
Reddemann, Dr. von Bismarck, Dr. Mende, Dr. Bach 
und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Aufhebung der Richtlinien über amtliche Bezeich- 
nungen für Deutschland, die Demarkationslinien 
und die Orte innerhalb Deutschlands 


Durch Kabinettsbeschluß vom 30. Juni 1971 sind die Richtlinien 
für die amtlichen Bezeichnungen Deutschlands, der Demarka- 
tionslinien und der Orte innerhalb Deutschlands aufgehoben 
worden. Diese Richtlinien stützen sich auf den Deutschlandbe- 
griff des Grundgesetzes, die völkerrechtliche Lage Deutsch- 
lands und das demokratische Selbstverständnis der Bundesre- 
publik Deutschlands. 

Der Deutschlandbegriff, auf dem das Grundgesetz gründet, ist 
weder geändert worden, noch darf er ausgehöhlt werden. Die 
Grenzen und die völkerrechtliche Lage Deutschlands wurden 
nicht durch friedensvertragliche Regelungen verändert. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Waren die Richtlinien für die Bezeichnung Deutschlands 
sowie der Demarkationslinien und Ortsbezeichnungen in- 
nerhalb Deutschlands vom Juli 1965 (GMBL. 1965 S, 277) 
im Einklang mit Inhalt und Wortlaut des Grundgesetzes, 
insbesondere mit dem Deutschlandbegriff des Grundgeset- 
zes und mit dem Ziel, eine freiheitliche Ordnung des Staats- 
lebens in Deutschland während einer Übergangszeit zu 
sichern, in der von Verfassungsorganen nichts veranlaßt 
werden darf, was dem Inkraftsetzen des Grundgesetzes in 
anderen Teilen von ganz Deutschland entgegensteht oder 
dies evident und auf Dauer erschwert und beeinträchtigt? 
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2. Welche Gründe haben die Bundesregierung im einzelnen 
veranlaßt, die Bezeichnungsrichtlinien als überholt anzu- 
sehen und aufzuheben und billigt sie mit ihren Gründen die 
Auffasung des Staatssekretärs Ahlers, daß die Anwendung 
der bisher als verfassungskonform angesehenen Bezeich- 
nungsrichtlinien seit der Unterzeichnung der Ostverträge 
„unsinnig" wäre? 


3. Wird die Bundesregierung nach der Aufhebung der bis- 
herigen „Bezeichnungsrichtlinien" sicherstellen, daß ohne 
Reglementierung der Öffentlichkeit die Behörden des Bun- 
des auch zukünftig Bezeichnungen wählen, die im amtlichen 
Sprachgebrauch den Deutschlandbegriff des Grundgesetzes 
wahren und einer Gewöhnung des allgemeinen Sprachge- 
brauchs an einen vom Grundgesetz abweichenden Deutsch- 
landbegriff entgegentreten, oder sollen die Behörden des 
Bundes in Zukunft bei den Bezeichnungen nur dem angeb- 
lichen „Grundsatz der Respektierung der amtlichen Be- 
zeichnung anderer Länder" für Deutschland entsprechen? 

4. Hat die Bundesregierung die Absicht, die Änderung des 
amtlichen Sprachgebrauchs bei der Bezeichnung Deutsch- 
lands, der Demarkationslinien und Orte innerhalb Deutsch- 
lands in Zukunft durch eine Grundgesetzänderung abzu- 
stützen, oder war sie nicht bereits vor der Änderung der 
Bezeichnungsrichtlinien verpflichtet, durch Initiativen zur 
Grundgesetzänderung prüfen zu lassen, ob die gesetz- 
gebenden Körperschaften eine solche Änderung des 
Deutschlandbegriffs und der Pflicht zur Wahrung der Inter- 
essen ganz Deutschlands billigen? 

5. Dürfen Verfassungs- und Verwaltungsorgane in der Bun- 
desrepublik Deutschland entgegen der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts (z. B. Entscheidungen des Bun- 
desverfassungsgerichts Bd. 4 S. 307) Gebiete Deutschlands 
in den Grenzen vom 31. Dezember 1937 als Ausland und 
nicht als Inland behandeln oder bezeichnen? 

6. Mit welcher Begründung hat das Kabinett den in Abschnitt I 
Buchstabe a der „Bezeichnungsrichtlinien 1965" enthaltenen 
Satz: „Die Bundesrepublik Deutschland setzt ~ unbeschadet 
der Tatsache, daß ihre Gebietshoheit gegenwärtig auf den 
Geltungsbereich des Grundgesetzes beschränkt ist - das 
Deutsche Reich als Völkerrechtssubjekt unter Wahrung 
seiner rechtlichen Identität fort." aufgehoben? 

7. Mit welcher politischen sowie staats- und völkerrechtlichen 
Begründung hat das Kabinett in Abschnitt I Buchstabe a der 
„Bezeichnungsrichtlinien 1965" den Absatz: „Bis zu der 
einem Friedensvertrag vorbehaltenen endgültigen Rege- 
lung ist als deutsches Staatsgebiet das Gebiet des Deut- 
schen Reichs in den Grenzen vom 31. Dezember 1937 zu 
bezeichnen. Die völkerrechtlich gültigen Grenzen sind die 
des Deutschen Reichs nach dem Stand vom 31. Dezember 
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1937." sowie die Richtlinien 1961 zur Darstellung der deut- 
schen Grenzen in Karten und Texten aufgehoben? 

8. Mit welcher politischen sowie staats- und völkerrechtlichen 
Begründung hat das Kabinett in Abschnitt I Buchstabe b der 
„Bezeichnungsrichtlinien 1965" den Absatz: „Normaler- 
weise ist davon auszugehen, daß die Bezeichnung , Bundes- 
republik Deutschland' das Land Berlin einschließt. Der Zu- 
satz , einschließlich des Landes Berlin' sollte nur gebraucht 
werden, wo ein besonderes Bedürfnis nach Klarstellung der 
Zugehörigkeit Berlins zum Bundesgebiet besteht." aufge- 
hoben? 

9. Mit welcher staats- und völkerrechtlichen Begründung 
sollen „die ostwärts der Oder-Neiße-Linie liegenden Ge- 
biete Deutschlands" von nun an nicht mehr als „Deutsche 
Ostgebiete, z. Z. unter fremder Verwaltung" und die De- 
markationslinien innerhalb Deutschlands nicht mehr im 
Sinne der Richtlinien 1965 bezeichnet werden? 

10. Sind in der Zukunft zur Bezeichnung von Orten innerhalb 
des deutschen Staatsgebiets im amtlichen Sprachgebrauch 
und in amtlichen Urkunden nicht mehr „allein die herge- 
brachten deutschen Namensformen" und für die „z. Z. unter 
fremder Verwaltung stehenden deutschen Ostgebiete" 
deutsche Ortsbezeichnungen nach dem „Amtlichen Ge- 
meinde- und Ortsnamenverzeichnis der deutschen Ost- 
gebiete unter fremder Verwaltung" zu verwenden, wobei 
in unumgänglichen Fällen bei letzteren in Klammern fremd- 
sprachige Namensformen beigefügt werden können? 


Bonn, den 27. Juli 1971 


Baron von Wrangel 
Dr. Czaja 
Reddemann 
Dr. von Bismarck 
Dr. Mende 
Dr. Bach 
Horten 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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